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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 9103.) Allerhöchſter Erlaß vom 16. Dezember 1885, betreffend die Presbyterial - und 
Synodalordnung für die evangeliſchen Kirchengemeinſchaften (die reformirte, 
die lutheriſche und die unirte) im Bezirke des Konſiſtoriums zu Caſſel. 


Al Ihren Bericht vom 10. d. M. habe Ich, nach Anhörung der zufolge Meines 
Erlaſſes vom 23. Juli 1884 berufenen außerordentlichen Synode für die evan⸗ 
N Gemeinden des Konſiſtorialbezirks Caſſel, der als Anlage beifolgenden 
Presbyterial⸗ und Synodalordnung für die evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 
die reformirte, die lutheriſche und die unirte) im Bezirke des Konſiſtoriums zu 
Caſſel kraft der Mir als Träger des landesherrlichen Kirchenregiments zuſtehenden 
Befugniſſe Meine Sanktion ertheilt und verkünde dieſelbe als kirchliche Ordnung. 
Die dadurch bewirkten Aenderungen beſchränken ſich auf die kirchliche Verfaſſung. 
Der Bekenntnißſtand in den genannten Kirchengemeinſchaften und in den dazu 
gehörenden Gemeinden wird durch die Ordnung, wie Ich ausdrücklich erkläre, nicht 
berührt und eine Aenderung dieſes Bekenntnißſtandes damit in keiner Weiſe bezweckt. 
Mit innigem Danke gegen Gott erflehe Ich Seinen Segen, daß Er auch dieſe 
Ordnung wolle wirken laſſen zum Heil der durch ſie verbundenen Kirchengemein⸗ 
ſchaften „daß in ihr und durch ſie chriſtlicher Sinn und Wandel belebt, Sein 
Reich auf Erden erbaut und das Wachsthum der Glaubens- und Liebesgemeinſchaft 
Pede werde zum Preiſe Seines heiligen Namens. Mit der Ausführung der 
resbyterial- und Synodalordnung iſt, ſoweit dieſelbe nicht zu ihrer Regelun 
vorab noch einer Mitwirkung der Landesgeſetzgebung bedarf, vorzugehen un 
beauftrage Ich Sie, unter Benehmung mit dem Konſiſtorium zu Caſſel, das 
eitere zu veranlaſſen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 16. Dezember 1885. 


Wilhelm. 
v. Goßler. 
An den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Geſ. Samml. 1886. (Nr. 9103.) 1 


Ausgegeben zu Berlin den 6. Januar 1886. 


1 


Presbhterial- und Shnodalordnung 


für die 
evangeliſchen Kirchengemeinſchaften (die reformirte, die lutheriſche 
und die unirte) im Bezirke des Konſiſtoriums zu Caſſel. 


Erſter Theil. 
Presbyterialordnung. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


F. 1. 

Die Kirchengemeinden der im Bezirke des Konſiſtoriums zu Caſſel beſtehenden 
drei evangeliſchen Kirchengemeinſchaften (der reformirten, der lutheriſchen und der 
unirten) haben ihre Angelegenheiten innerhalb der geſetzlichen Grenzen ſelbſt zu 
verwalten. | 

Mitglied der Kirchengemeinde ift derjenige, welcher 

1) feinen Wohnſitz in der Gemeinde hat und 

2) dem Bekenntniß derſelben angehört. 

Abweichende lokale Ordnungen werden aufrecht erhalten. 


$. 2. 
Organe der Selbſtverwaltung der Kirchengemeinden find die Presbyterien. 


$. 3. 
In jeder Kirchengemeinde wird gemäß der nachfolgenden Ordnung ein 
Presbyterium gebildet. N 
Zu den — für ſich allein das Presbyterium im engeren Sinne bildenden — 
ſtändigen Mitgliedern deſſelben (Kirchenälteſten) treten in gewiſſen Fällen Gemeinde— 
verordnete hinzu und beide zuſammen bilden alsdann als großes Presbyterium 
die erweiterte Vertretung der Gemeinde. 


$. 4. 

Umfaßt eine Pfarrei mehrere Kirchengemeinden, ſo treten bei gemeinſchaft— 
lichen Angelegenheiten die Organe der einzelnen Gemeinden am Pfarrort zu 
gemeinſamer Berathung und Beſchlußfaſſung zuſammen. 

Daſſelbe findet in Städten ſtatt, in denen mehrere Kirchengemeinden ſich 
befinden, wenn allgemeine kirchliche Angelegenheiten der ganzen Stadt in Frage ſtehen. 


. 


$. 5. 

Die Aemter der Aelteſten und Gemeindeverordneten ſind als kirchliche Ehren— 
ämter unentgeltlich zu verwalten. Bei beſonders zeitraubenden Verrichtungen in 
Angelegenheiten der kirchlichen Vermögensverwaltung kann von dem großen Pres— 
byterium eine angemeſſene Entſchädigung bewilligt werden. 


II. Presbyterium im engeren Sinne. 
1. Mitglieder. 


$. 6. 

Das Presbyterium im engeren Sinne beſteht: 

1) aus dem Pfarrer der Gemeinde oder deſſen Stellvertreter im Pfarramt; 

2) aus einer Anzahl gewählter Kirchenälteſten. i 

Sind mehrere Pfarrer in der Gemeinde angeſtellt, ſo gehören ſie ſämmtlich 
dem Presbyterium an. 

Ordinirte Pfarrgehülfen haben das Recht, an Sitzungen des Presbyteriums 
mit berathender Stimme Theil zu nehmen. 


8 7. 


Die Zahl der Kirchenälteſten richtet ſich nach der Größe und den örtlichen 
Verhältniſſen der Gemeinde. Sie wird, gleichwie ihre etwaige Vertheilung auf die 
einzelnen Ortſchaften, nach Anhörung der großen Presbyterien durch den Diözeſan— 
ſynodalvorſtand beſtimmt. Es ſollen deren jedoch nicht unter zwei, in der Segel 
nicht über acht und ſtets eine gerade Zahl fein. 


$. 8. 
Die Kirchenälteſten ſind im Hauptgottesdienſte vor der Gemeinde einzuführen 
und durch Abnahme des nachſtehenden Gelübdes zu verpflichten: 
„Gelobt Ihr vor Gott und dieſer Gemeinde, des Euch befohlenen Amtes 
ſtets in Eintracht mit gewiſſenhafter Sorgfalt und in Uebereinftimmung 
mit dem Worte Gottes, ſowie mit dem Bekenntniß und der Ordnung 
der Kirche und dieſer Gemeinde zu warten und mit rechtſchaffener Treue 
u achten, daß alles ordentlich und ehrlich in der Gemeinde zugehe zu 
eren Beſſerung?“ 8 a 
Erſt mit Ablegung dieſes Gelübdes durch die Worte: 
„Ja, durch die Gnade und Hülfe unſeres Herrn Jeſu Chriſti“ 
iſt der Kirchenälteſte als in das Amt eingetreten zu erachten. 
(Nr. 9103.) i* 


. 
2. Sitzungen und Beſchlüſſe des Presbyteriums. 


F. 9. 


Den Vorſitz des Presbyteriums führt der Pfarrer, unter mehreren Pfarrern 
der nach dem Dienſtrang erſte, eventuell der nach den Dienſtjahren älteſte. Wo 
es herkömmlich, wechſelt der Vorſitz. 

Bei Erledigung des Pfarramtes oder in Fällen dauernder Verhinderung 
tritt ein vom Konſiſtorium zu ernennender Geiſtlicher als ſtellvertretender Pfarrgeiſt⸗ 
licher in das Presbyterium ein. Ohne Mitwirkung eines feiner geiftlichen Mit- 

lieder kann das Presbyterium nur in denjenigen Fällen thätig werden, wo die 

farrer, als perſönlich bei der Sache betheiligt, an der Beſchlußfaſſung Theil zu 
nehmen behindert ſind, oder wo Gefahr im Verzuge liegt. In ſolchen Fällen und 
in Fällen vorübergehender Verhinderung tritt ein vom Presbyterium aus ſeiner 
Mitte alle ſechs Jahre beim Eintritt der neuen Aelteſten zu wählender Stellvertreter 
für den Ortsgeiſtlichen ein. f 


N F. 10. 


Das Presbyterium verſammelt ſich zu ordentlicher Sitzung in der Regel 
monatlich einmal an dem ein- für allemal von ihm feſtgeſetzten Tage / zu außer⸗ 
ordentlicher Sitzung, ſo oft der Vorſitzende daſſelbe durch ſchriftliche oder auf orts⸗ 
übliche Einladung beruft. Die außerordentliche Berufung muß erfolgen, wenn 
mindeſtens die Hälfte der Kirchenälteſten unter Angabe des Zweckes dieſelbe beantragt. 
Zu den Sitzungen iſt in der Regel ein kirchliches Gebäude zu benutzen. 


F. 11. 


Die Sitzungen des Presbyteriums ſind nicht öffentlich. Sie werden mit 
Gebet eröffnet und in der Regel mit Gebet geſchloſſen. Jedes Mitglied des 
Presbyteriums iſt verpflichtet, über alle die Seelſorge und die Kirchenzucht, die 
Amtsthätigkeit der Pfarrer und der Kirchendiener berührenden Angelegenheiten, 
ſowie über die ſonſt als vertraulich bezeichneten Gegenſtände Verſchwiegenheit zu 
beobachten. 

§. 12. 


Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen und iſt für Aufrechthaltung der 
Ordnung verantwortlich. 

Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt erforderlich, daß mehr als die Hälfte 
der Mitglieder an der Abſtimmung Theil genommen hat. Die Beſchlüſſe werden 
durch Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
die Stimme des Vorſitzenden, bei Wahlen das Loos. Mitglieder, welche an dem 
Gegenſtande der Beſchlußnahme perſönlich betheiligt find, haben ſich der Abſtim— 
mung zu enthalten und dürfen nur auf ausdrücklichen Wunſch des Presbyteriums 
bei der Verhandlung anweſend ſein. 


Pa ae 


Ueber die gefaßten Beſchlüſſe wird ein Protokoll geführt, welches in das 
Protokollbuch eingetragen, vorgeleſen und von dem Vorſitzenden ſowie mindeſtens 
einem Kirchenälteſten unterſchrieben wird. 

Dritten gegenüber werden Beſchlüſſe des Presbyteriums durch Auszüge aus 
dem Protokollbuche bekundet, welche von dem Vorſitzenden beglaubigt werden. 

Ausfertigungen ergehen unter der Unterſchrift des Vorſitzenden. 


3. Wirkungskreis des Presbyteriums. 


$. 13. 


Das Presbyterium hat die Kirchengemeinde in ihren inneren und äußeren 
Angelegenheiten zu vertreten. 
Die Kirchenälteſten haben den Pfarrer in ſeiner pfarramtlichen Thätigkeit 
zu unterſtützen. 
$. 14. . 

Im Einzelnen beſtimmt ſich der Wirkungskreis des Presbyteriums, wie folgt: 

1) Das Presbyterium iſt berechtigt und verpflichtet zur Förderung chriſtlicher 
Geſinnung und Sitte und zur Handhabung der Kirchenzucht in der 
Gemeinde innerhalb der geſetzlichen Grenzen. 

Der Pfarrer bleibt in ſeinen geiſtlichen Amtsthätigkeiten, in Lehre, 
Seelſorge, Verwaltung der Sakramente und in feinen übrigen Miniſterial⸗ 
handlungen von dem Presbyterium nach wie vor unabhängig. Nur 
wenn es der Pfarrer für nothwendig hält, ein Gemeindeglied von der 
Theilnahme an einer von ihm zu vollziehenden Amtshandlung, insbeſondere 
vom heiligen Abendmahle zurückzuweiſen, ſo iſt er verpflichtet, unter 
ſchonender einſtweiliger Zurückhaltung des Betreffenden, dem Presbyterium 
Vorlage zu machen. Stimmt dieſes zu, fo iſt die Zurückweiſung aus- 
zuſprechen, gegen welche dem Betroffenen die Berufung an den Diözefan- 
ſynodalvorſtand offen bleibt. Erklärt ſich das Presbyterium gegen die 
Zurückweiſung, fo iſt der Pfarrer befugt, die Angelegenheit zur Ent- 
ſcheidung an den Vorſtand der Diözeſanſynode zu bringen und die 
Vollziehung des Presbyterialbeſchluſſes vorerſt auszuſetzen. 

2) Das Presbyterium hat inſonderheit auch für Erhaltung der gottes- 
dienſtlichen Ordnung zu ſorgen und auf Heilighaltung der Sonn- und 
Feiertage zu halten. Seine Zuſtimmung iſt erforderlich, wenn eine 
dauernde Abänderung der üblichen Zeit des öffentlichen Gottesdienſtes 
oder der in der Gemeinde beſtehenden örtlichen liturgiſchen Einrichtungen 
angeordnet werden ſoll. 

Diaſſelbe entſcheidet über Einräumung des Kirchengebäudes zu 
einzelnen nicht zu den Gemeindegottesdienſten gehörigen Handlungen, 
welche der Beſtimmung des Kirchengebäudes nicht widerſprechen. 

(Nr. 9108.) 


3) Das Presbyterium iſt berechtigt und verpflichtet, Verſtöße des Pfarrers 
oder anderer ſeiner Mitglieder in ihrer Amtsführung oder ihrem Wandel 
in der Sitzung zur Sprache zu bringen. Jedoch ſteht ihm zum Zweck 
weiterer Verfolgung nur zu, dem Diözeſanvorſtand Anzeige zu machen. 


4) Daſſelbe hat die religiöſe Erziehung der Jugend zu überwachen und 
die Intereſſen der Kirchengemeinde in Bezug auf die Schule zu vertreten. 
In Beziehung auf die Katechiſation für die reifere Jugend hat das 
Presbyterium die Pflicht, den Pfarrer in Aufrechthaltung der beſtehenden 
Ordnung zu unterſtützen. Eine unmittelbare Einwirkung auf die Schule 
ſteht ihm nicht zu. 

Mißſtände in der religiöſen Unterweiſung der Jugend oder in 
ſittlicher Beziehung ſind bei den Organen der Schulverwaltung zur 
Anzeige zu bringen. 

5) Dem Presbyterium liegt die Leitung der kirchlichen Armen- und 
Krankenpflege ob. Daſſelbe kann hierbei Helfer aus der Gemeinde 
(Diakone), inſonderheit aus der Zahl der Gemeindeverordneten zuziehen 
und ſich mit den bürgerlichen Armenbehörden, ſowie mit etwa beſtehenden 
freien Vereinen ins Einvernehmen ſetzen. 


6) Das Presbyterium ſtellt die Liſte der e Gemeindeglieder 
auf, bereitet die Wahlen der Kirchenälteſten und Gemeindeverordneten, 
insbeſondere durch Vorſchläge für dieſelben vor ($. 37), beruft das 
große Presbyterium und führt die Beſchlüſſe deſſelben aus. 


7) Das Presbyterium beſchließt über die beantragte Aufnahme ſolcher 
Perſonen in die Gemeinde, welche ſich im Bezirke derſelben aufhalten, 
aber wegen Mangels des Wohnſitzes die Gemeindeangehörigkeit nicht 
erworben haben. 


8) Das Presbyterium hat von eintretender 1 % des Pfarramtes 
dem Klaſſenvorſtand Anzeige zu machen und die desfalls ergehenden 
einſtweiligen Anordnungen zur Ausführung zu bringen, auch darüber zu 
wachen, daß während der Vakanz der Gottesdienſt und der katechetiſche 
Unterricht der Jugend nach Anweiſung des Superintendenten gehörig 
wahrgenommen werde. 


9) Dem Presbyterium kommt, ſoweit Rechte oder Verpflichtungen Dritter 
nicht entgegenſtehen, die Beſtellung der niederen Kirchendiener (Glöckner, 
Todtengräber ꝛc.) zu. Es übt die Dienſtaufſicht über dieſelben und 
das Recht der Entlaſſung bei kündbaren Anſtellungen aus. 

Ferner kommt dem Presbyterium die Präſentation des Lektors, 
des Kantors, des Organiſten und des Küſters zu, ſoweit die Stellen 
als ſelbſtſtändige zu betrachten find und wohlerworbene Rechte nicht ent- 
gegenſtehen. 


— Van 


Auch den eben genannten Kirchendienern gegenüber kommt dem 
Presbyterium das Recht der Dienſtaufſicht zu, hier jedoch mit der 
Beſchränkung auf die Befugniß der Mahnung und Warnung. 

Wegen Entlaſſung im Disziplinarwege, ſowie wegen Verleihung 
und Entziehung der mit Schulſtellen verbundenen Kirchendienerſtellen be⸗ 
wendet es bei den beſtehenden Vorſchriften. 

10) Das Presbyterium ſoll in der Gemeinde die Erweckung einer lebendigen 
Theilnahme an ihren Aufgaben und Intereſſen ſich angelegen ſein laſſen 
und zu dieſem Behufe namentlich die Wünſche und Anliegen einzelner 
Gemeindeglieder willig entgegennehmen und fleißig erwägen. Auch hat 
daſſelbe bei geeigneten Gelegenheiten, z. B. bei der Wahl der Kirchen- 
älteſten und Gemeindeverordneten, über die zur Veröffentlichung ſich 
eignenden wichtigeren Vorgänge ſeiner Verwaltung der Gemeinde Mit⸗ 
theilung zu machen. 

11) Das Presbyterium iſt das Organ der Gemeinde gegenüber den Kirchen- 
behörden und Synoden. Es hat das Intereſſe der Gemeinde ſowohl 
durch Erledigung von Vorlagen der Kirchenregierung, insbeſondere auch 
bei Parochialänderungen, als auch geeignetenfalls durch Einbringung 
von Anträgen wahrzunehmen. 

12) Das Presbyterium vertritt die Gemeinde in vermögensrechtlicher Be— 
ziehung, in ſtreitigen wie in nicht ſtreitigen Rechtsſachen und verwaltet 
das kirchliche Vermögen einſchließlich des Bauweſens. Daſſelbe gilt 
von dem kirchlichen Stiftungsvermögen, inſoweit nicht beſondere Ber 
ſtimmungen entgegenſtehen, desgleichen von dem Pfarreivermögen, 
jedoch unbeſchadet der dem Pfarrer vermöge ſeines dienſtlichen Nutzungs⸗ 
rechts zuſtehenden Verwaltungsbefugniſſe. 

Seine Zustimmung iſt inſonderheit auch erforderlich bei der Ver⸗ 
pachtung oder Vermiethung der den kirchlichen Beamten zum Gebrauch 
oder zur Nutzung überwieſenen Grundſtücke über die Dienſtzeit des 
jeweiligen Inhabers hinaus. 

13) Dem Presbyterium ſteht, wo nicht beſondere Fried hofsverwaltungen 
eingerichtet find, die Verwaltung und Beaufſichtigung der kirchlichen 
Todtenhöfe zu, unbeſchadet der beſtehenden Rechte auf Grasnutzung und 
dergleichen. Insbeſondere beſchließt daſſelbe über die Abgabe von 
Familienbegräbnißplätzen und über die Errichtung von Denkmälern 
gegen die üblichen Abgaben. 

14) Endlich ſteht dem Presbyterium die Beſchlußfaſſung über die Verleihung 
von Kirchenſtänden nach den hierüber beſtehenden Vorſchriften zu. 


$. 15. 


Zu jeder die Gemeinde verpflichtenden ſchriftlichen Willenserklärung des 
Presbyteriums bedarf es der Unterſchrift des Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters 
(Nr. 9103.) 
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und zweier Kirchenälteſten, ſowie der Beidrückung des Kirchenſiegels. Hierdurch 
wird Dritten gegenüber die ordnungsmäßige Faſſung des Presbyterialbeſchluſſes 
feſtgeſtellt, ſo daß es eines Nachweiſes der einzelnen Erforderniſſe deſſelben, 
insbeſondere auch der erfolgten Zuſtimmung der emeindeverordneten, wo eine 
ſolche nothwendig iſt, nicht bedarf. 


$. 16. 


Für die Verwaltung des Kirchenvermögens hat das Presbyterium thunlichſt 
einen Kirchenälteſten oder einen Gemeindeverordneten zum Kaſtenmeiſter zu ernennen. 

Demſelben kann eine dem Umfange der Geſchäfte entſprechende Vergütung, 
insbeſondere für fächliche Ausgaben, bewilligt werden. 

Der Betrag wird vom großen Presbyterium unter Zuſtimmung des 
Diözeſanſynodalvorſtandes feſtgeſetzt. 

Auslagen ſind dem Kaſtenmeiſter zu erſetzen. 

Wenn eine unentgeltliche Verwaltung durch einen Kirchenälteſten oder 
Gemeindeverordneten nicht zu erreichen iſt, jo kann das Presbyterium mit Ge 
nehmigung des Diözeſanſynodalvorſtandes einen beſoldeten Kirchenrechnungsführer 
anſtellen. 

$. 17. 

Der Kaſtenmeiſter beziehungsweiſe Kirchenrechnungsführer hat folgende 
Obliegenheiten: 

a) er erhebt die Einnahmen der Kirchenkaſſe und leiſtet die Ausgaben aus 
derſelben auf Grund des Etats oder beſonderer ſchriftlicher Anweiſung 
des Vorſitzenden des Presbyteriums; 

b) er legt dem Presbyterium jährlich Rechnung und hat ſich den von 
dieſem angeordneten Kaſſenreviſionen zu unterwerfen; 

e) er führt die nächſte Aufſicht über die kirchlichen Gebäude, Grundſtücke, 
Geräthe und ſonſtigen Inventarſtücke. Wegen der zur Inſtandhaltung 
oder Erneuerung derſelben erforderlichen Lohnarbeiten, Anſchaffungen 
oder Bauunternehmungen hat er bei dem Presbyterium rechtzeitig 
Anträge zu ſtellen. 

Im Uebrigen ſind für die Obliegenheiten und die Geſchäftsführung des 
Rechnungsführers bis auf Weiteres die in den einzelnen Gemeinden geltenden 
und im Anſchluß daran von den Presbyterien zu treffenden Beſtimmungen maß⸗ 
gebend. 


$. 18. 


An den geſetzlichen Verwaltungsnormen, ſowie an den den vorgeſetzten 
Kirchenbehörden, den Patronen oder den Staatsbehörden zuſtehenden Rechten der 
Aufficht und Einwilligung zu beſtimmten Handlungen der Verwaltung wird durch 
den Uebergang der letzteren auf das Presbyterium nichts geändert. 


. 


III. Großes Presbyterium. (Gemeindeverordnete.) 
1. Umfang. 
. 
In jeder Kirchengemeinde iſt durch Wahl von Gemeindeverordneten eine 
weitere Vertretung der Gemeinde — großes Presbyterium — zu bilden. 

Die Zahl der Gemeindeverordneten wird für jede Gemeinde vom Diözefan- 
ſynodalvorſtand nach Anhörung des Presbyteriums feſtgeſtellt; dieſelbe ſoll min— 
deſtens zweimal ſo groß ſein als die der Aelteſten, jedoch ſollen deren nicht über 
vier und zwanzig ſein. 

2. Verſammlungen und Beſchlüſſe des großen Presbyteriums. 
$. 20. 

Die Gemeindeverordneten verhandeln und beſchließen in Gemeinſchaft mit 
dem Presbyterium über die von dem letzteren zur Berathung vorgelegten Gegen— 
ſtände. Der Vorſitzende des Presbyteriums im engeren Sinne iſt zugleich Vor⸗ 
ſitzender des großen Presbyteriums. Er beruft dieſe Verſammlung mit Angabe 
der Tagesordnung. 

ie Einladung muß wenigſtens an dem Tage vorher in der von dem 
Presbyterium feſtgeſtellten Form, ſie kann aber auch durch Verkündigung bei dem 
öffentlichen Hauptgottesdienſte erfolgen. 
§. 21. 

Zur Beſchlußfähigkeit des großen Presbyteriums iſt die Anweſenheit der 
abſoluten Mehrheit ſeiner Mitglieder erforderlich. Die Entſcheidung erfolgt nach 
Stimmenmehrheit der Anweſenden. Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet die 
Stimme des Vorſitzenden, und im Falle einer Wahl das Loos. Iſt auf die 
erſte ordnungsmäßige Einladung die zur Beſchlußfähigkeit erforderliche Mehrheit 
nicht erſchienen, ſo iſt eine zweite Verſammlung zu veranſtalten, in welcher die 
Erſchienenen ohne Rückſicht auf ihre Zahl zu beſchließen befugt find. 

Mitglieder, welche an dem Gegenſtande der Beſchlußnahme perſönlich 
betheiligt ſind, haben ſich der Abſtimmung zu enthalten und dürfen nur auf 
ausdrückliche Geſtattung der Verſammlung bei der Verhandlung anweſend fein. 

Ueber die Verhandlungen wird ein in das Protokollbuch des Presbyteriums 
einzutragendes Protokoll geführt, welches vorzuleſen und von dem Vorſitzenden, dem 
erwählten Protokollführer, ſowie zwei weiteren von der Verſammlung zu beſtimmen— 
den Theilnehmern derſelben zu unterſchreiben iſt. 


3. Wirkungskreis des großen Presbyteriums. 
en 
Die beſchließende Mitwirkung der Gemeindeverordneten muß eintreten: 


1) bei dem Erwerb, der Veräußerung und der dinglichen Belaſtung von 
Grundeigenthum; bei der Vermiethung oder Verpachtung deſſelben auf 
länger als zehn Jahre; 
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2) bei außerordentlicher Benutzung des Vermögens, welche die Subſtanz 
ſelbſt angreift, ſowie bei Kündigung und Einziehung von Kapitalien, 
ſofern ſie nicht zur verzinslichen Wiederausleihung erfolgt; 

3) bei Anleihen, welche nicht blos zu vorübergehender Aushülfe dienen und 
aus den laufenden Einnahmen derſelben Voranſchlagsperiode erſtattet 
werden follen; 

4) bei Anſtellung von Prozeſſen, ſoweit dieſelben nicht die Eintreibung fort⸗ 

laufender Zinſen, Gefälle und Pachtgelder oder die Einziehung aus⸗ 

ſtehender Kapitalien, deren Zinſen rückſtändig geblieben ſind, betreffen, 
und bei Abſchließung von Vergleichen; 

bei Neubauten oder erheblichen Reparaturen an Baulichkeiten, ſofern deren 

Koſten von der Gemeinde oder der Ortskirchenkaſſe oder von beiden 

zuſammen zu tragen ſind und nicht über die Nothwendigkeit der Bau⸗ 

ausführung bereits durch die zuſtändigen Behörden entſchieden iſt. 

Für erheblich gelten Reparaturen, deren Koſtenanſchlag 300 Mark 
überſteigt. Im Falle des Bedürfniſſes kann das große Presbyterium 
ein⸗ für allemal die Vollmacht des Presbyteriums zur Vornahme höher 
veranſchlagter Reparaturen, jedoch nicht über die Summe von 1000 Mark 
hinaus, erweitern; 
bei der Beſchaffung der zu den kirchlichen Bedürfniſſen erforderlichen 
Geldmittel und Leiſtungen, insbeſondere bei Feſtſetzung des Betrages 
und des Vertheilungsmaßſtabes der zu erhebenden Kirchenumlagen. Wird 
ein Beitragsfuß für die Kirchenumlagen in der Gemeinde, in der bislang 
ſolche nicht erhoben ſind, neu eingeführt oder wird eine Abänderung des 
beſtehenden Beitragsfußes von den Gemeindeorganen beſchloſſen, ſo muß 
derſelbe nach dem Fuße direkter Staatsſteuern, ſoweit dieſelben perſön⸗ 
liche Steuern ſind, beſtimmt werden. Auch ſolche Gemeindeglieder, 
welche geſetzlich direkte Staatsſteuern nicht zahlen, können zur Kirchen⸗ 
umlage herangezogen werden, 

7) bei Veränderung beſtehender und Einführung neuer Gebührentaxen; 

8) bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe zur Dotirung neuer Stellen für 
den Dienſt der Gemeinde, ſowie zur dauernden Verbeſſerung des Ein- 
kommens beſtehender Stellen; bei dauernder Verminderung ſolcher auf 
der Kirchenkaſſe haftenden Leiſtungen, bei Verwandlung veränderlicher 
Einnahmen der kirchlichen Beamten in feſte Hebungen oder bei Umwand⸗ 
lung von Naturaleinkünften in Geldrenten, letzteres, ſoweit nicht die 
Umwandlung in dem durch die Staatsgeſetze geordneten Ablöfungs- 
verfahren erfolgt / 

9) bei Feſtſtellung des Etats und der Voranſchlagsperiode der Kirchenkaſſe, 
ſowie bei Abnahme der Rechnung und Ertheilung der Entlaſtung für 
den Rechnungsführer, der Etat iſt vor der Feſtſtellung, die Jahres— 
rechnung vor der Entlaſtung während einer Woche zur Einſicht der 


5 


— 


6 


— 


* 


— 11 — 


Gemeindeglieder öffentlich auszulegen, und daß beziehungsweiſe wo dies 
geſchieht, in dem letzten vor der Auslegung ſtattfindenden Hauptgottes— 
dienſt zu verkünden; 

10) bei allen Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe an andere Gemeinden 
oder zur Unterſtützung chriſtlicher Vereine und Anſtalten, ſofern der Be⸗ 
trag der Einzelbewilligung 50 Mark überſteigt; 

11) bei Errichtung von Gemeindeftatuten; 

12) bei Beſtellung eines beſoldeten Kirchenrechnungsführers. 

$. 23. 
Das Presbyterium iſt befugt, zu Beſchlüſſen auch über andere Gemeinde: 
angelegenheiten die Zuſtimmung der Gemeindeverordneten einzuholen. 8 
In dieſem Falle dürfen die Beſchlüſſe des Presbyteriums nicht eher voll— 


zogen werden, als bis die Zuſtimmung ertheilt iſt. 


IV. Bildung der Gemeindeorgane. 
1. Gemeindeverordnete. 
§. 24. 

Die für die Gemeinde feſtgeſtellte Anzahl von Gemeindeverordneten wird 
von den wahlberechtigten Gemeindegliedern gewählt. 

Die Wahl erfolgt entweder ungetrennt oder in Wahlbezirken. 

Die Eintheilung einer Gemeinde in Wahlbezirke kann entweder zur Er⸗ 
leichterung des Wahlgeſchäfts geſchehen, ſo daß das Ergebniß der Wahl durch 
Zuſammenzählung der in den einzelnen Bezirken abgegebenen Stimmen gewonnen 
wird, oder dergeſtalt, daß jeder Wahlbezirk für ſich eine gewiſſe Zahl von Ge— 
meindeverordneten wählt. 

In Kirchſpielen, welche aus verſchiedenen Ortſchaften (Gemeinden, Guts⸗ 
bezirken) beſtehen, erfolgt die Wahl regelmäßig auf die letztere Art. Das Zahlen⸗ 
verhältniß der von den einzelnen Bezirken zu wählenden Gemeindeverordneten wird 
vom Diszeſanſynodalvorſtand nach Anhörung des Presbyteriums unter Berüd: 
en der Seelenzahl und der ſonſt in Betracht kommenden Verhältniſſe feit- 
geſtellt. 

$. 25. 


Die Gemeindeverordneten werden nach einfacher (relativer) Stimmenmehrheit 
gewählt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

R Wahlberechtigt find alle konfirmirten, ſelbſtſtändigen, über 25 Jahre alten 
männlichen Mitglieder der Gemeinde, welche mindeſtens ein Jahr in der Ge⸗ 
meinde wohnen. 

Selbſtſtändig find diejenigen, welche einen eigenen Haushalt haben oder 
ein öffentliches Amt bekleiden, oder ein eigenes Geſchäft, oder als Mitglied einer 
Familie deren Geſchäft führen. 
Als ſelbſtſtändig ſind insbeſondere nicht anzunehmen diejenigen, welche unter 
Vormundſchaft oder Pflegschaft, oder welche in Koſt und Lohn eines Anderen 
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ſtehen, oder welche im letzten Jahre vor der Wahl Unterſtützung aus öffentlichen 
Mitteln oder Erlaß etwaiger kirchlicher Abgaben genoſſen haben. 


$. 26. 

Ausgeſchloſſen von Ausübung des Wahlrechts find diejenigen: 

1) welche durch Verachtung des Wortes Gottes, der Sakramente und der 
kirchlichen Trauung, oder durch unehrbaren Lebenswandel ein durch 
7 Beſſerung noch nicht geſühntes öffentliches Aergerniß gegeben 

aben; 

2) welche nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte ſich befinden; 

3) welche wegen eines Verbrechens oder eines Vergehens, das die Ab- 
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen kann, in Unter— 
ſuchung ſich befinden 

4) welche wegen Verletzung beſonderer kirchlicher Pflichten nach Vorſchrift 
eines Kirchengeſetzes des Wahlrechts verluſtig erklärt worden find; 

5) über deren Vermögen ein noch unbeendeter Konkurs ſchwebt , 

6) welche mit der Bezahlung kirchlicher Umlagen über ein Jahr im Rück⸗ 
ſtande ſind. 

§. 27. 


Wählbar ſind die wahlberechtigten, von keinem der im vorigen Paragraphen 
bezeichneten Ausſchließungsgründe betroffenen Mitglieder der Gemeinde, welche über 
30 Jahre alt und ſittlich unbeſcholten find, auch nicht durch Fernhaltung von 
dem öffentlichen Gottesdienſte und dem heiligen Abendmahle die Bethätigung ihres 
kirchlichen Sinnes in beharrlicher Weiſe unterlaſſen haben. 

Vater und Sohn, ſowie Brüder dürfen nicht zugleich Gemeindeverordnete 
ſein. Ebenſo kann der Vater, Sohn oder Bruder eines Aelteſten nicht zum 
Gemeindeverordneten gewählt werden. Sind Verwandte der bezeichneten Art 
gleichzeitig gewählt, ſo muß derjenige zurücktreten, der die wenigſten Stimmen 
erhalten hat, bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

Mindeſtens zwei Drittel der Gemeindeverordneten müſſen zu den Gemeinde⸗ 
mitgliedern gehören, welche zu den Kirchenumlagen, ſofern ſolche erforderlich ſind, 
beizutragen haben. 9.28 


Das Presbyterium ordnet die Wahl der Gemeindeverordneten an und legt 
die von ihm aufgeſtellte Liſte der Wahlberechtigten an einem jedem Gemeinde⸗ 
gliede zugänglichen Orte zwei Wochen lang öffentlich aus. 

Ort und Zeit der Auslegung find im Hauptgottesdienſte bekannt zu machen 
mit dem Bemerken, daß nach Verlauf der Auslegungsfriſt Einſprüche gegen die 
Liſte nicht mehr angebracht werden können. Nach dem Ermeſſen des Presbyteriums 
kann die Bekanntmachung auch noch auf anderem, den örtlichen Verhältniſſen 
entſprechenden Wege erfolgen. 


Pr At 


Die eingehenden Einſprüche hat das Presbyterium zu prüfen und nach 
Befinden die Liſte zu berichtigen. Gegen einen ablehnenden Beſcheid ſteht dem 
dadurch von der Wahl Ausgeſchloſſenen binnen zwei Wochen die Berufung an 
den Diözeſanſynodalvorſtand zu. Durch Einlegung der Berufung wird die an⸗ 
ſtehende Wahl nicht aufgehalten. Zwiſchen dem Ende der Einſpruchsfriſt und 
dem Tage der Wahl müſſen mindeſtens zwei Wochen in der Mitte liegen. 


§. 29. 

Die Einladung der Gemeindeglieder zur Wahl hat unter Angabe der Zeit 
und des Orts der letzteren, ſowie der Zahl der zu wählenden Perſonen in zwei 
auf einander folgenden Hauptgottesdienſten zu geſchehen. Anderweite, den örtlichen 
Verhältniſſen entſprechende Bekanntmachungen anzuordnen, bleibt dem Presbyterium 
überlaſſen. 

$. 30. 

Die Wahl, welche, ſoweit thunlich, in einem kirchlichen Gebäude oder in 
einem Schullokale ſtattfindet, wird vom Vorſitzenden des Presbyteriums geleitet, 
welchem die übrigen Mitglieder des letzteren und erforderlichenfalls einige von 
Pe zu bezeichnende Gemeindeglieder als Beiſitzer des Wahlvorſtandes zur Seite 

ehen 


Die Wahl wird durch eine Anſprache des Vorſitzenden des Wahlvorſtandes 
eingeleitet und erfolgt in einem Akt für die ganze Zahl der zu Wählenden mittelſt 
perſönlicher Stimmgebung, welche durch mündliche Erklärung zu Protokoll oder 
durch Ueberreichung eines Stimmzettels geſchehen kann. Nur die perſönlich er— 
ſchienenen Wähler ſind ſtimmberechtigt. Die Stimmzettel werden am Schluß 
der Wahlhandlung verleſen. Ueber die Wahlhandlung wird ein Protokoll auf— 
genommen. Daſſelbe wird nach erfolgter Verleſung vom Vorſitzenden und zwei 
Mitgliedern des Wahlvorſtandes unterzeichnet. 

Einfache Stimmenmehrheit entſcheidet. Bei Stimmengleichheit für zwei 
oder mehrere entſcheidet das Loos, deſſen Ziehung durch ein Mitglied des Wahl— 
vorſtandes nach der Beſtimmung des Vorſitzenden deſſelben geſchieht. 

Die Namen der gewählten Gemeindeverordneten ſind, ſoweit thunlich, im 
Wahltermin, jedenfalls aber an dem auf die Wahl folgenden Sonntage von der 
Kanzel zu verkünden. 

§. 31. 

Das Presbyterium hat die Wahl zu prüfen. Jedes wahlberechtigte Ge- 
meindemitglied iſt befugt, Einwendungen gegen dieſelbe vor Ablauf der Woche, 
in welcher die Verkündung des Wahlreſultats von der Kanzel ſtattgefunden hat, 
vorzubringen. 

Werden Einwendungen vorgebracht, oder hat das Presbyterium ſelbſt 
Bedenken gegen eine Wahl, fo darf der Gewählte bis zur Erledigung der An, 
ſtände an den Verſammlungen des großen Presbyteriums nicht Theil nehmen. 

Ueber die Gültigkeit der Wahl entſcheidet in erſter Inſtanz das Presbyterium 
und auf eingelegte Berufung, welche von Zuſtellung der Entſcheidung an innerhalb 
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einer Friſt von vierzehn Tagen bei dem Presbyterium einzulegen ift, der Diözeſan— 
ſynodalvorſtand endgültig. Verſäumung der Friſt bewirkt, daß eine abändernde 
Entſcheidung der Berufungsinſtanz für die ſtattgehabte Wahl ohne Bedeutung bleibt. 


§. 32. 

Das Amt eines Gemeindeverordneten kann nur abgelehnt oder niedergelegt 
werden: 

1) von denjenigen, welche dieſes Amt ſchon ſechs Jahre bekleidet haben, 

wenn ſeit dem Austritte ſechs Jahre noch nicht verfloſſen find; 

2) bei einem Lebensalter von mehr als 60 Jahren; 

3) wegen anderer erheblicher Entſchuldigungsgründe, z. B. Kränklichkeit, 
häufige Abweſenheit, Dienſtverhältniſſe, welche mit dem Amte un⸗ 
vereinbar ſind. 

Ueber die Erheblichkeit und thatſächliche Richtigkeit der vorgebrachten Gründe 
entſcheidet das Presbyterium, und auf eingelegte Berufung, für welche von Zu— 
ſtellung der Entſcheidung an eine Ausſchlußfriſt von vierzehn Tagen läuft, der 
Diözeſanſynodalvorſtand endgültig. 

Wer ſich nach Verwerfung ſeines Entſchuldigungsgrundes weigert, das Amt 
eines Gemeindeverordneten zu übernehmen oder fortzuführen, verliert das kirchliche 
Wahlrecht; daſſelbe kann ihm auf ſein Geſuch vom Presbyterium wieder beigelegt 
werden, jedoch nicht vor Ablauf der Zeit, für welche er gewählt war. 


$. 33. 


Iſt für die Gemeindeverordnetenwahl zweimal vergeblich Termin abgehalten, 
weil Wahlberechtigte nicht erſchienen ſind, oder die Erſchienenen die Vornahme der 
Wahl geweigert haben, oder weil die Wahl auf geſetzlich nicht wählbare Perſonen 
gefallen iſt, ſo hat das Presbyterium die Gemeindeverordneten zu ernennen. Iſt 
die Wahl nur zum Theil auf geſetzlich nicht wählbare Perſonen gefallen, ſo 
beſchränkt ſich das Ernennungsrecht des Presbyteriums auf deren Erſetzung durch 
wählbare Perſonen. 5 

Auf ernannte Gemeindeverordnete finden die Beſtimmungen des $. 32 
ſinngemäße Anwendung. 

§. 34. 


Das Amt der Gemeindeverordneten dauert ſechs Jahre. Von drei zu drei 
Jahren ſcheidet die Hälfte aus. Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar und 
bleiben jedenfalls bis zum Eintritt ihrer Nachfolger im Amt. 

Die Ausſcheidenden werden das erſte Mal durch das Loos beſtimmt, 
ſpäter entſcheidet die Amtszeit. 

$. 35. 

Iſt das Amt eines Gemeindeverordneten außer der Zeit erledigt, ſo wählt 
das große Presbyterium für die Reſtzeit der Amtsdauer des Ausgeſchiedenen einen 
Erſatzmann. 


A; aa: 


Die Entlaffung eines Gemeindeverordneten erfolgt: 

1) wegen Verluſtes einer zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaft / 

2) wegen grober Pflichtwidrigkeit. l 

Die Entlaſſung erfolgt nach Anhörung des Angefchuldigten und des Pres⸗ 
byteriums durch den Diözeſanſynodalvorſtand. Gegen die Entjcheidung ſteht 
binnen einer Ausſchlußfriſt von zwei Wochen nach erfolgter Zuſtellung der Ent- 
ſcheidung die Berufung an das Konſiſtorium zu, welches unter Zuziehung des 
Ausſchuſſes der Geſammtſynode entſcheidet. 

Durch Einlegung der Berufung wird die Vollſtreckung der angefochtenen 
Entſcheidung aufgehalten. Das Konſiſtorium iſt jedoch befugt, vorläufig die 
Suspenſion des Genkinbendiortnideh auszuſprechen. ö 

N $. 36. 

Die Geſammtheit der Gemeindeverordneten kann wegen beharrlicher Ver—⸗ 
nachläſſigung ihrer Pflichten oder ſonſtiger grober Pflichtwidrigkeit auf Antrag 
des Diözeſanſynodalvorſtandes vom Konſiſtorium ihres Amtes enthoben werden. 
Bis zur Neuwahl der Gemeindeverordneten, welche innerhalb zweier Monate vom 
Presbyterium auszuſchreiben iſt, gehen die Rechte des großen Presbyteriums auf 
das Presbyterium im engeren Sinne über. 

Das Konſiſtorium kann unter Mitwirkung des Geſammtſynodalausſchuſſes 
in ſolchem Fall den bisherigen Gemeindeverordneten die Wählbarkeit für die 
anſtehende Wahl entziehen. 

2. Kirchenälteſte. 
$. 37. 

Für die Wahl der Kirchenälteſten können von dem Presbyterium im 
engeren Sinne den Gemeindeverordneten ſchriftlich oder mündlich Vorſchläge 
gemacht werden. Unter Leitung des Vorſitzenden des Presbyteriums werden dann 
von dem großen Presbyterium nach abſoluter Stimmenmehrheit der bei dem 
Wahlakt erſchienenen Mitglieder durch geheime Stimmenabgabe die Kirchenälteſten 
mittelſt Wahlzettel gewählt, auf welche die Namen aller derer zu ſchreiben ſind, 
die zu Kirchenälteſten vorgeſchlagen werden. 

Inſoweit bei der erſten Abſtimmung eine abſolute Stimmenmehrheit nicht 
erzielt wird, wird zu einer zweiten Wahl geſchritten, bei welcher einfache (relative) 
Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit aber das Loos entſcheidet. 

Sofern Einſtimmigkeit herrſcht, iſt jedoch eine Akklamationswahl zuläſſig. 

§. 38. 

Wählbar ſind alle zu Gemeindeverordneten wählbaren Mitglieder der 
Gemeinde ($. 27), welche als Männer von bewährtem christlichen Sinne, kirchlicher 
Einſicht und Erfahrung einen guten Ruf in der Gemeinde haben. 
Großvater und Enkel, Vater und Sohn oder Schwiegerſohn, ſowie Brüder 
können nicht zugleich Mitglieder des Presbyteriums ſein, auch kann der Vater, 
Schwiegervater, Sohn oder Bruder eines Gemeindeverordneten nicht zum Kirchen⸗ 
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älteſten gewählt werden. In beſonderen Fällen kann jedoch der Diözefanfynodal- 
vorſtand von letzterer Beſtimmung dispenſiren. 

Sind Verwandte der bezeichneten Art gleichzeitig zu Aelteſten gewählt, ſo 
muß derjenige zurücktreten, welcher die wenigſten Stimmen erhalten hat, bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 8 

Mindeſtens zwei Drittel der Aelteſten müſſen zu den Gemeindegliedern 
gehören, welche zu den Kirchenumlagen, ſofern ſolche erforderlich find, bei- 
zutragen haben. 

§. 39. 

Die Namen der gewählten Kirchenälteſten ſind an dem auf die Wahl 
folgenden Sonntage der Gemeinde von der Kanzel zu verkünden. 

Das Presbyterium hat von Amtswegen die Wahl zu prüfen. Jedes wahl— 
berechtigte Gemeindemitglied iſt befugt, Einwendungen gegen die Wahl vor Ab— 
lauf der Woche, in welcher die Verkündigung der Wahl ſtattgefunden hat, bei 
dem Presbyterium anzubringen. Ueber die Einwendungen entſcheidet der Diözefan- 
ſynodalvorſtand, und auf eingelegte Berufung, für welche, von Zuſtellung der 
Entſcheidung an, eine Friſt von vierzehn Tagen läuft, das Konſiſtorium unter Mit⸗ 
wirkung des Geſammtſynodalausſchuſſes in letzter Inſtanz. Verſäumniß der Friſt 
bewirkt, daß eine abändernde Entſcheidung der Berufungsinſtanz für die ftatt- 
gehabte Wahl ohne Bedeutung bleibt. 


$. 40. 

Das Amt der Aelteſten dauert zwölf Jahre, die Beſtimmungen des $. 34 
finden ſinngemäße Anwendung. 

Die Wahl der neuen Mitglieder des Presbyteriums erfolgt in der erſten 
Sitzung, welche das große Presbyterium nach der mit dem Ablauf der Amtszeit 
der Kirchenälteſten zuſammenfallenden regelmäßigen Erneuerungswahl abhält. 

Die Beſtimmungen der $$. 32 und 35 über Ablehnung und Niederlegung 
des Amtes, ſowie über Erſatzwahl und Entlaſſung finden auch auf das Kirchen- 
älteſtenamt ſinngemäße Anwendung. 

$. 41. 

Verweigert das große Presbyterium die Wahl der Kirchenälteſten oder ift 
dieſelbe auf geſetzlich nicht wählbare Perſonen gefallen, ſo hat für das Mal der 
Diözeſanſynodalvorſtand die Aelteſten zu ernennen. Sind nur zum Theil geſetzlich 
nicht wählbare Perſonen gewählt, ſo ſind nur an deren Stelle andere zu ernennen. 


$. 42. 

Ein Presbyterium, welches beharrlich ſeine Pflichten vernachläſſigt oder 
verweigert, kann auf Antrag des Diözeſanſynodalvorſtandes vom Konſiſtorium 
aufgelöſt werden. In dieſem Falle hat erſterer ſogleich eine Neuwahl der Aelteſten 
durch die Gemeindeverordneten auszuſchreiben. 

Das Konſiſtorium kann unter Mitwirkung des Geſammtſynodalausſchuſſes 
dabei den bisherigen Aelteſten die Wählbarkeit für die anſtehende Wahl entziehen. 


/ 


— 


V. Schlußbeſtimmungen. 


$. 43. 

An den weitergehenden Rechten und herkömmlichen Befugniſſen einzelner 
Kirchengemeinden, namentlich hinſichtlich der Beſtellung, Wahl oder Präſentation 
der Geiſtlichen oder der ſonſtigen Beamten und Diener der Kirche beziehungsweiſe 
der Stiftungen, ſowie in Betreff der Verwaltung des Kirchen-, Pfarrei- und 
Stiftungsvermögens oder in irgend einer anderen Beziehung, desgleichen an der 
inneren Organisation einzelner auf spezieller Konzeſſion beruhenden Gemeinden wird 
durch dieſe Ordnung nichts geändert. Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen 
zu bildenden Gemeindeorgane treten dabei an die Stelle der bisherigen, unbeſchadet 
der Beſtimmungen im folgenden Abſatz. | 

Beſtehen in einer Gemeinde beſondere, die Kirchengemeindeordnung ergänzende, 
näher beftimmende oder modifizirende Einrichtungen, deren Anerkennung fie wünſcht, 
oder ergiebt ſich ſonſt das Bedürfniß, neue derartige Einrichtungen zu treffen, 
ſo können ſolche zu einer ſtatutariſchen Beſtimmung oder, inſofern ſie Gemeinde— 
angelegenheiten im Ganzen betreffen, zu einem förmlichen Gemeindeſtatut zuſammen⸗ 
gefaßt werden. 

F. 44. 

Das in den beſtehenden Geſetzen begründete Recht, ſowohl der Staats— 
behörden als der vorgeſetzten Kirchenbehörden, die Gemeinden und ihre Organe 
zu einer pflichtmäßigen Thätigkeit anzuhalten, zu dieſem Behufe ihnen Weiſungen 
zu ertheilen und erforderlichenfalls die geſetzlich ſtatthaften Zwangsmittel anzuwenden, 
erfährt durch dieſe Ordnung keine Veränderung. 


$. 45. 


An den Rechten der Patrone hinſichtlich der Präſentation oder Wahl der 
Geiftlichen oder der ſonſtigen Beamten und Diener der Kirche wird durch dieſe 
Ordnung nichts geändert. 

Auch werden die kirchlichen Ehrenrechte der Patrone durch dieſe Ordnung 
nicht berührt. 


Zweiter Theil. 
Synodalordnung. 
Erſter Abſchnitt. 
Diözeſanſynodalordnung. 


$. 46. 


gebldet s werden die in der Anlage verzeichneten Diözeſanſynodalverbände 


Für jeden dieſer Verbände beſteht eine Diözeſanſynode. 
Filiale oder ſtändige Vikariate ſollen zur Diözeſe des Pfarrorts gehören. 
Geſ. Samml. 1886. (Nr. 9103.) 3 
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Aenderungen der Diözeſanſynodalverbände können nur nach Anhörung der 
betheiligten Diözeſanſynoden und im Einverſtändniſſe mit der Geſammtſynode von 
der Kirchenregierung vorgenommen werden. l 


$. 47. 
Die Diözeſanſynode beſteht: 
1) aus dem Superintendenten und ſämmtlichen ein Pfarramt innerhalb des 
Diözeſanſynodalverbandes definitiv oder vikariſch verwaltenden Geiſtlichen, 

2) aus der doppelten Anzahl weltlicher Mitglieder. 

Von den letzteren wird die eine Hälfte aus den derzeitigen oder früheren 
Kirchenälteſten, ſoweit dieſe nicht in Gemäßheit der $$. 40 und 42 dieſer Ordnung 
aus ihrem Amte geſchieden ſind, die andere Hälfte aus den Gemeindeverordneten 
der Gemeinde oder angeſehenen, kirchlich erfahrenen und verdienten Männern des 
Diözeſanſynodalverbandes dergeſtalt gewählt, daß jede Gemeinde die doppelte Anzahl 
von Mitgliedern entſendet, als ſie ſtimmberechtigte Geiſtliche in der Synode hat. 

Die Wahlen der weltlichen Mitglieder erfolgen auf ſechs Jahre und werden 
von den großen Presbyterien in geheimer Abſtimmung mittelſt Stimmzettel voll— 
zogen, bei zu einer Pfarrei verbundenen Kirchengemeinden von den vereinigten 
großen Presbyterien. Für jedes weltliche Mitglied iſt ein Stellvertreter für Ver- 
hinderungsfälle zu wählen. 

$. 48. 

Militärgeiſtliche, Anſtaltsgeiſtliche und ordinirte Pfarrgehülfen wohnen der 
Synode mit berathender Stimme bei. Letztere können jedoch den Pfarrer, dem 
fie zugeordnet find, auf der Synode vertreten, wenn derſelbe am Erſcheinen ver- 


hindert iſt. 
$. 49. 


Den Vorſitz in der Diözeſanſynode führt der Superintendent. Der Vorſitzende 
beruft die Synode unter Angabe der Tagesordnung, eröffnet und ſchließt die 
Sitzungen und ſorgt für die vorbereitenden Arbeiten. Er leitet die Verhandlungen, 
beſtimmt die Reihenfolge der zu verhandelnden Gegenſtände und iſt für Aufrecht- 
haltung der Ordnung verantwortlich. 

$. 50. 

Die Diözeſanſynode verſammelt ſich jährlich einmal an dem von ihr beſtimmten 
Orte. Dieſe Jahresverſammlungen können nur mit Genehmigung des Konſiſtoriums 
ausgeſetzt werden. Außerordentliche Verſammlungen werden im Fall des Bedürf— 
niſſes vom Konſiſtorium angeordnet. Die Dauer der Verſammlung iſt der Regel 
nach auf einen Tag beſchränkt. Die Verhandlungen ſind öffentlich, ſofern nicht 
Ausſchluß der Oeffentlichkeit von der Synode beſchloſſen wird. Jede Sitzung 
wird mit Gebet eröffnet und geſchloſſen. 

Mit Zuſtimmung des Kirchenregiments können zur Beſchlußnahme über 
etwaige gemeinſame Angelegenheiten mehrere Diözeſanſynoden zu vereinigter Ver— 
ſammlung berufen werden. 
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$. 51. 


Zur Beſchlußfähigkeit der Synode ift die Anweſenheit von zwei Drittheilen 
ihrer Mitglieder erforderlich. Die Beſchlüſſe werden nach Mehrheit der Stimmen 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Iſt die Synode nach Abſatz! nicht beſchlußfähig, jo kann fie zu einer 
zweiten Verſammlung einberufen werden, in welcher die Erſchienenen ohne Rück— 
ſicht auf ihre Zahl zu beſchließen befugt ſind. 

Wahlhandlungen ſind, wenn zunächſt relative Mehrheit ſich herausſtellt, 
durch engere Wahl bis zur Erreichung abſoluter Mehrheit fortzuſetzen. Ergiebt 
ſich bei Wahlen Stimmengleichheit, ſo entſcheidet das Loos. 


$. 52. 


Der Wirkungskreis der Diözeſanſynode umfaßt folgende Befugniſſe und 
Obliegenheiten: 

1) die Erledigung der an die Diözeſanſynode gelangenden Vorlagen des 

Konſiſtoriums oder der Geſammtſynode; f 

2) die Wahl der Beiſitzer des Diözeſanſynodalvorſtandes und der Ab— 
geordneten zur Geſammtſynode, 

3) die Prüfung der Legitimation ihrer Mitglieder 

4) die Mitaufſicht über die in den Kirchengemeinden beſtehenden Einrich— 
tungen für chriſtliche Liebesthätigkeit, ſowie die Verwaltung und Leitung 
der den Kirchengemeinden des Synodalbezirks gemeinſamen derartigen 
Inſtitute, jedoch unbeſchadet abweichender ſtatutariſcher Ordnung; 

5) die Mitwirkung bei Abänderung des Synodalbezirks (§. 46); 

6) die Entgegennahme eines Berichts über die kirchlichen und ſittlichen 
Zuſtände der Gemeinden, welchen der Vorſitzende oder ein von ihm 
ernannter Berichterſtatter vorzutragen hat; 

7) die Berathung von Anträgen an das Konſiſtorium oder die Gefammt- 
ſynode, welche von Mitgliedern der Synode, den Presbyterien oder 
auch einzelnen Angehörigen des Synodalbezirks über kirchliche Gegenſtände 
an die Diözeſanſynode gelangen. } 

Bei Beſchlußnahme über Liturgie, Geſangbücher, Katechismen und Agenden 
haben nur die Geiſtlichen im Verein mit einer der Zahl der anweſenden Geiſtlichen 
entſprechenden Anzahl von Kirchenälteſten beſchließende, die übrigen weltlichen 
Mitglieder nur berathende Stimme. 

„Die zur Herbeiführung einer Gleichheit der Zahl der Geiſtlichen und der 
dabei ſtimmberechtigten weltlichen Mitglieder erforderlichen Ausführungsvorſchriften 
Ne Konſiſtorium in Gemeinſchaft mit dem Geſammtſynodalausſchuſſe 
. In Diözeſanſynoden von gemiſchter Konfeſſion bilden für die Beſchlußfaſſung 
über Liturgie, Katechismen, Geſangbücher und Agenden die Angehörigen der ver— 
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ſchiedenen Konfeſſionen (reformirt, lutheriſch, unirt) je beſondere Abtheilungen, 
von welchen jede nur für die Gemeinden des Bekenntniſſes der beſtimmten Ab— 
theilung beſchließt. 

§. 53. 

Jeder Diözeſanſynode iſt ein Diözeſanſynodalvorſtand vorgeſetzt. Derſelbe 
beſteht aus dem Vorſitzenden der Synode, welcher auch im Vorſtande den Vorſit 
führt, und aus vier von der Synode aus ihrer Mitte auf ſechs Jahre gewählten 
Beiſitzern, von denen zwei Geiſtliche und zwei Weltliche fein müſſen. 

Einer dieſer geiſtlichen Beiſitzer hat den Vorſitzenden in Verhinderungsfällen 
in allen Synodalgeſchäften zu vertreten. 

In den unter Nr. 4, 12 und 13 des anliegenden Verzeichniſſes aufgeführten 
Diözeſanſynodalverbänden ſollen bei Zuſammenſetzung des Synodalvorſtandes die 
verſchiedenen Konfeſſionen in entſprechender Weiſe berückſichtigt werden. Die näheren 
Beſtimmungen hierüber werden proviſoriſch vom Konſiſtorium, definitiv vom 
Konſiſtorium in Gemeinſchaft mit dem Geſammtſynodalausſchuſſe nach Anhörung 
der betreffenden Diözeſanſynode erlaſſen. 


§. 54. 

Der Synodalvorſtand hat: 

1) den Vorſitzenden in feiner Geſchäftsführung zu unterftügen; 

2) für Aufnahme und Beglaubigung der Sitzungsprotokolle, nöthigenfalls 
unter Zuziehung anderer Synodalmitglieder, zu ſorgen ); 

3) die Synodalbeſchlüſſe an das Konſiſtorium oder die Geſammtſynode zu 
befördern und die beſtätigten Beſchlüſſe, ſoweit ihm die Ausführung 
übertragen wird, in Vollzug zu ſetzen; 

4) zur Verſammlung der Diözefanfynode die erforderlichen Einleitungen 
zu treffen, insbeſondere die Vorlagen für dieſelbe vorzubereiten; 

5) dem Konſiſtorium auf Erfordern Gutachten zu erſtatten ) 

6) die Zahl der Gemeindeverordneten und Kirchenälteſten feſtzuſtellen und 
die etwaige Vertheilung derſelben auf einzelne Bezirke der Gemeinde 
vorzunehmen ($$. 7, 19, 24); 

7) in eiligen Fällen der nach §. 52 Nr. 4 der Synode übertragenen Mit- 
aufſicht vorläufige Entſcheidung zu treffen; 

8) Streitigkeiten zwiſchen den Gemeinden und ihren Geiſtlichen oder Kirchen— 
dienern zu vermitteln; | 

9) auf Berufung über die formelle Gültigkeit der Kirchenälteſten- oder 
Gemeindeverordnetenwahlen, ſowie über Einſprüche gegen die verſagte 
Aufnahme in die Wählerliſte, gegen die Wahl von Kirchenälteſten und 
Gemeindeverordneten und auch über die Zuläſſigkeit einer Amtsablehnung 
oder Niederlegung von Kirchenälteſten und Gemeindeverordneten ($$.32, 40) 
zu entſcheiden 


ee 


10) im Falle ein großes Presbyterium die Wahl der Kirchenälteſten ver- 
weigert, oder geſetzlich nicht wählbare Perſonen gewählt hat, für die 
anſtehende Wahlperiode die Kirchenälteſten zu ernennen (F. 41); 

11) darüber zu befinden, ob ein im Amt befindlicher Kirchenälteſter oder 
Gemeindeverordneter die geſetzlichen Eigenſchaften zur Amtsführung ver- 
loren hat (§§. 35, 40); 

12) die Mitaufſicht über die Geiſtlichen, Kandidaten und alle in kirchlichen 
Berufsämtern ſtehenden Perſonen mit dem Rechte zu üben, zu ver⸗ 
mahnen und zu warnen, wenn dieſes aber fruchtlos bleibt, die Sache 
der zuſtändigen Disziplinarbehörde vorzulegen; 

13) die Disziplinargewalt über die Kirchenälteſten und die Gemeindeverord— 
neten auszuüben mit dem Rechte, Ermahnung oder Verweis zu ertheilen 
und wegen grober Pflichtwidrigkeit ſowie wegen Verluſtes einer zur 
Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaft Entlaſſung aus dem Amte zu 
verfügen; 

14) die Kirchenzucht und die kirchliche Ordnung in der Beſchwerdeinſtanz 
($. 14) zu handhaben; 

15) die Mitaufſicht über die Verwaltung des Pfarr- und Kirchenvermögens 
der Gemeinden der Diözefe zu führen, wie dies in einer vom Kon— 
ſiſtorium zu erlaſſenden Verwaltungsordnung im näheren beſtimmt 
werden wird. 

In den Fällen Nr. 11, 13, 14 erfolgt die Entſcheidung nach Unterſuchung 
der Sache und nach Vernehmung des Betheiligten. Derſelbe iſt zu den Verhand— 
lungen zu laden und mit ſeiner Vertheidigung, ſei es in Perſon oder durch einen 
Bevollmächtigten, zuzulaſſen. Die Entſcheidung iſt ſchriftlich abzufaſſen und mit 
Gründen zu verſehen. Dem Betheiligten ſteht Berufung an das Konſiſtorium 
binnen einer Ausſchließungsfriſt von vier Wochen zu. Lautet die angefochtene Ent- 
ſcheidung auf Verluſt des Wahlrechts oder Entlaſſung aus dem Amte, ſo kann 
. nur unter Zuziehung des Ausſchuſſes der Geſammtſynode 
entſcheiden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Geſammtſynode. 


$. 55. 
Die Geſammtſynode beſteht: 
1) aus dem Generalſuperintendenten der reformirten, der lutheriſchen und 
der unirten Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirks) 5 
2) aus den ſämmtlichen Superintendenten; 
3) aus einem Mitgliede der theologiſchen Fakultät zu Marburg, welches von 
dieſer ſelbſt gewählt wird; 
(Nr. 9108.) 
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4) aus den von den Diözeſanſynoden zu wählenden geiſtlichen und welt- 
lichen Abgeordneten; 
5) aus ſechs von dem Landesherrn zu berufenden Mitgliedern. 
Sämmtliche Mitglieder, mit Ausnahme der Generalſuperintendenten und 
Superintendenten, ſind nur für die jedesmalige Synodalperiode beſtellt, doch iſt 
ihre Wiederwahl oder Wiederberufung ſtatthaft. 
Die Synodalperiode dauert ſechs Jahre. 


$. 56. 

Die Mitglieder des von der vorangegangenen ordentlichen Geſammtſynode 
gewählten Synodalausſchuſſes und die Mitglieder des Konſiſtoriums ſind berechtigt, 
mit berathender Stimme an den Verhandlungen der Synode Theil zu nehmen. 

Außerdem wohnt ein Königlicher Kommiſſarius den Verhandlungen bei, welcher 
jederzeit das Wort ergreifen und Anträge ſtellen kann. 


$. 57. 

Die Wahl der Abgeordneten zur Geſammtſynode erfolgt durch die Diözeſan— 
ſynoden dergeſtalt, daß für die unter 1 bis 3 der Anlage aufgeführten Diözeſan— 
ſynodalbezirke je fünf Abgeordnete, für die unter 4 bis 10 aufgeführten Bezirke 
je vier, für die unter 11 und 12 aufgeführten Bezirke je drei und für den Bezirk 13 
zwei Abgeordnete gewählt werden. Unter den von den Diözeſanſynoden 1 bis 3 
zu wählenden Abgeordneten müſſen ſtets 1 Geiſtlicher und 3 Weltliche, unter den 
von den Diözeſanſynoden 4 bis 12 zu wählenden ſtets 1 Geiſtlicher und 2 Welt- 
liche und unter den von der Diözeſanſynode des Bezirks 13 zu wählenden Ab— 
geordneten ſtets 1 Weltlicher ſein. Bei Berufung der Verſammlungen, in welchen 
die Wahlen ſtattfinden, muß den Synodalmitgliedern hiervon ausdrücklich Kenntniß 
gegeben werden. Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. Für jeden Abgeordneten 
iſt ein Stellvertreter zu wählen. 

58. 

Wählbar iſt als geiſtliches Mitglied der Synode jeder in der Diözeſe, deren 
Synode den Wahlkörper bildet, ein Pfarramt bekleidende Geiſtliche, der mindeſtens 
30 Jahre alt iſt, als weltliches Mitglied jedes zum Kirchenälteſten wählbare Glied 
einer Gemeinde der Diözefe. 

Auch die vom Landesherrn zu berufenden Mitglieder müſſen, falls ſie Geiſt— 
liche find, ein Pfarramt in einer der im F. 1 genannten Kirchengemeinſchaften 
bekleiden und mindeſtens 30 Jahre alt ſein, und wenn ſie Weltliche ſind, die 
Eigenſchaft der Wählbarkeit als Kirchenälteſte in einer der Kirchengemeinden des 
Konſiſtorialbezirks beſitzen. 

$. 59. 

Die Geſammtſynode verſammelt ſich alle ſechs Jahre auf Berufung des 
Konſiſtoriums. Außerordentliche Verſammlungen werden mit Zuſtimmung des 
Synodalvorſtandes vom Konſiſtorium unter Genehmigung des Miniſters der 
geiſtlichen Angelegenheiten berufen. 


— — 


g $. 60. 

® Nach Eröffnung der Synode werden die Mitglieder derſelben vom Vor⸗ 

ſitzenden mittelſt folgenden Gelübdes: 
„Ich gelobe vor Gott, daß ich als Mitglied der Synode gehorſam 
dem göttlichen Worte, in Treue gegen das Bekenntniß und die Ord— 
nungen meiner Kirche die Ehre Gottes und das Heil der Seelen 
unverrückt im Auge behalten und trachten will, daß die Kirche in 
Einigkeit des Glaubens und in der Gemeinſchaft der Liebe erhalten 
bleibe und wachſe zu ſteter Beſſerung im Geiſte deſſen, der ihr Haupt 
iſt, Chriſtus“ 

auf getreue Erfüllung ihrer Obliegenheiten verpflichtet. 

Hierauf folgt die Berichterſtattung des Synodalausſchuſſes über die äußeren 
und inneren Zuſtände der Kirchen des Synodalbezirks und ſodann die Neuwahl 
des Vorſtandes. 

Jede Sitzung wird mit Gebet eröffnet, die Synode auch mit Gebet geſchloſſen. 

Die Verhandlungen ſind öffentlich, es kann die Oeffentlichkeit jedoch durch 
Mehrheitsbeſchluß der ynode für einzelne Verhandlungen ausgeſchloſſen werden. 


§. 61. 
Ueber Beſchlußfähigkeit und Beſchlußnahme gelten die Beſtimmungen des 
$. 51 Abſatz 1 und 3. 
. Für die Wahl zu Kommiſſionen genügt relative Mehrheit. 


$. 62. 

Für die Beſchlußfaſſung über Liturgie, Katechismen, Geſangbücher und 
Agenden bilden die Angehörigen der verſchiedenen Kirchengemeinſchaften (reformirt, 
lutheriſch, unirt) je beſondere Abtheilungen, von welchen jede nur für die 
Gemeinden des Bekenntniſſes der beſtimmten Abtheilungen beſchließt. 


$. 63. 

Der Wirkungskreis der Geſammtſynode umfaßt nachfolgende Befugniſſe 

und Obliegenheiten: 

1) die Prüfung der Legitimationen der Mitglieder; 

2) die Sorge für Erhaltung der kirchlichen Ordnung in Lehre, Kultus 
und Verfaſſung und für Abſtellung wahrgenommener Mißſtände durch 
Anträge oder Beſchwerden ) 

3) die Förderung der chriſtlichen Liebesthätigkeit und Mitaufſicht über die 
in den Kirchengemeinden dafür beſtehenden Einrichtungen; 

4) die Berathung der geftellten Anträge und eingegangenen Petitionen; 

5) die Erledigung der Vorlagen der Kirchenregierung ; 

6) die Feſtſetzung der Voranſchläge und Rechnungen der Geſammtſynodallaſſe , 
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7) die Mitwirkung bei Feſtſtellung beſonderer ſtatutariſcher Ordnungen für 
einzelne Kirchengemeinden oder Synodalbezirke , N 

8) die 1 bei Feſtſtellung oder Abänderung von Diözeſanſynodal⸗ 
verbänden in Gemäßheit des F. 46; 

9) die Zuſtimmung zur Einführung neuer regelmäßig wiederkehrender 
Kollekten 

10) die Bewilligung von Beiträgen aus der Geſammtſynodalkaſſe für 
allgemeine kirchliche Bedürfniſſe des Bezirks, ſowie die Bewilligung 
von Unterſtützungen aus derſelben an Gemeinden des Bezirks zu den 
Koften des Baues oder umfaſſender Reſtaurationen an Kirchen und 
ſonſtigen geiſtlichen Gebäuden; 

11) die Wahl des Synodalvorſtandes und des Synodalausſchuſſes; 

12) die Mitwirkung bei der kirchlichen Geſetzgebung dergeſtalt, daß kirchliche 
Geſetze für den Bezirk ohne Zuſtimmung der Geſammtſynode nicht er⸗ 
laſſen, aufgehoben, abgeändert oder authentiſch interpretirt, neue Re⸗ 
ligionslehrbücher, Katechismen, Geſangbücher oder Agenden ohne dieſe 
Zuſtimmung nicht eingeführt werden können. Ueber Entwürfe zu Re⸗ 
ligionsbüchern (Katechismen, Geſangbücher oder Agenden) müſſen vor 
der Beſchlußfaſſung in der Geſammtſynode die Diözeſanſynoden mit 
ihren Gutachten gehört werden. Gegen die obligatoriſche Einführung 
der obengenannten kirchlichen Bücher, ſowie gegen Abänderung lokaler 
liturgiſcher Einrichtungen ſteht jeder Gemeinde ein Widerſpruchsrecht zu. 


$. 64. 


Die Synode wählt einen Vorſtand, welcher aus einem Vorſitzenden, einem 
geiſtlichen und einem weltlichen Beiſitzer beſteht. Für die beiden letzteren werden 
Stellvertreter gewählt. Die Thätigkeit des jeweiligen Vorſtandes endigt mit der 
erledigten Vorſtandswahl der nächſten ordentlichen Synode. 

Die Wahl des Vorſitzenden unterliegt der Beſtätigung des Miniſters der 
geiſtlichen Angelegenheiten. Der Vorfigende eröffnet die Synode, leitet die Ver⸗ 
handlungen, handhabt die äußere Ordnung und entſcheidet bei Stimmengleichheit. 
Bei vorübergehender Behinderung kann er ſich durch einen Beiſitzer vertreten laſſen. 

Er iſt zugleich Vorſitzender des Synodalausſchuſſes. Die Beiſitzer haben den 
Vorſitzenden in ſeinen Geſchäften zu unterſtützen. 


. 65. 
Dem Vorſtande liegt ob: 
1) die Abfaſſung und Beglaubigung der Synodalprotokolle, ſowie deren 
Einreichung an das Konſiſtorium ;; 
2) die Ausführung der Synodalbeſchlüſſe / 
3) die Vorbereitung der Geſchäfte für die nächſte Synodalverſammlung, 
insbeſondere die Vorprüfung der Legitimationen. 


„ 


$. 66. 

Der Synodalvorſtand bildet in Gemeinſchaft mit zwei von der Synode 
am Schluß ihrer Verhandlungen zu wählenden Synodalmitgliedern, einem geift- 
lichen und einem weltlichen, den Synodalausſchuß. Auch für dieſe beiden Aus- 
ſchußmitglieder iſt ein geiſtlicher und weltlicher Stellvertreter zu wählen. Wird 
die Verſammlung geſchloſſen, bevor dieſe Wahl ſtattgefunden, ſo treten die für die 
rühere Synodalperiode Gewählten wieder in Funktion. 

Dem Synodqalausſchuß liegt ob: 

1) die vorläufige Entſcheidung in ſolchen zum Geſchäftskreis der Synode 
gehörigen Angelegenheiten, welche während der Zeit, daß die Synode 
nicht verſammelt iſt, der Entſcheidung bedürfen. Solche vorläufige Ent- 
ſcheidungen ſind der nächſten Geſammtſynode zur definitiven Beſchluß— 
faſſung vorzulegen; 

2) die Abſtattung von Gutachten über Vorlagen des Konſiſtoriums; 

3) die Berichterſtatteung an die Synode über die inneren und äußeren 
kirchlichen Zuſtände 

4) die Mitwirkung bei wichtigen Geſchäften und Entſcheidungen des Kon— 
ſiſtoriums dergeſtalt, daß die Mitglieder des Ausſchuſſes an den be— 
treffenden Berathungen und Beſchlüſſen als außerordentliche Mitglieder 
des Konſiſtoriums mit vollem Stimmrecht Theil nehmen. 

Zu dieſer Mitwirkung muß der Ausſchuß geladen werden, wenn es ſich handelt: 

a) um Ernennung der Superintendenten und zwar auch der nach dem 
bisherigen Recht denominirten; 

b) um Entſcheidungen auf n mit dem Ziel der 
Amtsentſetzung gegen Geiſtliche und andere Kirchenbeamte oder um 
Streichung aus der Liſte der Kandidaten; 

c) um Bewilligung von Zulagen an Geiſtliche oder Kirchenbeamte aus 
Fonds, über welche der Synode die Verfügung zusteht ſowie um 
Erhöhung der Dotation eines Pfarrers aus Mitteln einer Gemeinde 
gegen deren Willen; 

d) um Entſcheidungen über Einwendungen gegen Kirchenälteſtenwahlen, 
über den Verluſt des Wahlrechts und über Entlaſſung vom Amte 
eines Kirchenälteſten oder Gemeindeverordneten ($$. 35, 36, 39, 40, 42). 

In den Fällen b und d ift der Betheiligte zu vernehmen und zu der Ver- 
handlung mit ſeiner Vertheidigung in Perſon oder durch einen Vertreter zuzulaſſen. 

Auch in anderen wichtigen Fällen kann das Konſiſtorium den Synodal— 


ausſchuß zuziehen. 
Dritter Abſchnitt. 
Koſten. 
F. 67. 


Die Koſten der Geſammtſynoden wie der Dißzeſanſynoden werden aus 
einer Geſammtſynodalkaſſe beſtritten. 
Gef. Samml. 1886. (Nr. 9103.) 4 
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Dieſe Kaſſe wird gebildet aus den Erträgen einer Umlage, welche nach dem 
Maßſtab des Ueberſchuſſes der einzelnen Kirchenkaſſen auf dieſe vertheilt wird. 
Hierbei wird derjenige Theil der Ueberſchüſſe nicht eingerechnet, welcher aus 
Kapitalien ſtammt, deren Zweckbeſtimmung nach Stiftungsurkunden, Schenkungs⸗ 
urkunden oder letztwilligen Verfügungen und ähnlichen Titeln die Verwendung 
zu den genannten Koſten ausſchließt. 

Der nöthige Bedarf und die Vertheilungsmatrikel werden zuerſt vom 
Konſiſtorium, ſpäter von dem Geſammtſynodalausſchuß unter Zuſtimmung des 
Konſiſtoriums feſtgeſtellt. 

Bei der Feſtſtellung der Vertheilungsmatrikel iſt auf ſonſtige Leiſtungen 
der Gemeinden, und zwar auch der politiſchen, zu kirchlichen Zwecken angemeſſene 
Rückſicht zu nehmen. 

$. 68. 


Sollte durch die Umlage der Bedarf der Synodalkaſſe nicht gedeckt werden 
re jo iſt das Fehlende von den Gemeinden des Geſammtſynodalbezirks auf- 
zubringen. + 

Die Gemeindebeiträge werden von der Geſammtſynode nach Monats— 
beträgen direkter Staatsſteuern, ſoweit dieſelben perſönliche Steuern ſind, aus⸗ 
geſchrieben, von den Kaſtenmeiſtern (Kirchenrechnungsführern) erhoben und im 
Ganzen an die Synodalkaſſe abgeliefert. 


$. 69. 


Die Geſammtſynodalkaſſe wird unter Aufſicht des Synodalausſchuſſes durch 
einen von letzterem zu beſtellenden Rechnungsführer verwaltet. 


$. 70. 

Soweit nicht durch ſtatutariſche Beſtimmungen ein anderer Vertheilungsfuß 
eingeführt wird, ſind auch die von den Gemeinden zu erhebenden Gemeindeumlagen 
nach Monatsbeträgen direkter Staatsſteuern, ſoweit dieſelben perſönliche Steuern 
ſind, auszuſchreiben. 

9471. 

Die Mitglieder 

a) der Diözeſanſynode erhalten keine Diäten; 

b) des Diözeſanſynodalvorſtandes, wenn fie als ſolche ſich verſammeln, 

Diäten im Betrage von fünf Mark täglich; 
e) des Geſammtſynodalvorſtandes, der Geſammtſynode und des Synodal— 
ausſchuſſes Diäten im Betrage von zehn Mark täglich. 
An Reiſekoſten erhalten die Synodalen zehn Pfennige für jedes Kilometer 
Eiſenbahn, Dampfſchiff oder Poſt, dreißig Pfennige für jedes Kilometer, welches 
nicht auf dieſe Weiſe zurückzulegen iſt. 


a 


Vierter Abſchnitt. 
Uebergangs-Beſtimmungen. 


li 


6.72, 
Ign allen Gemeinden ift mit Bildung der Gemeindeorgane in Gemäßheit 
dieſer Ordnung vorzugehen. 
Die Befugniſſe, welche dabei dem Diözeſanſynodalvorſtand überwieſen ſind, 
werden, ſo lange ein ſolcher nicht beſteht, von dem Konſiſtorium geübt. 
8 Die gegenwärtigen Kirchenälteſten, Kirchenväter, Altariſten u. ſ. w. behalten 
ihre Ehrenrechte, namentlich beſonderen Kirchenſtand, bleiben für die nächſten 
ſechs Jahre im Amte und üben während dieſer Zeit die in dieſer Ordnung den 
Kirchenälteſten zugewieſenen Befugniſſe aus. 
Soweit erforderlich, findet Ergänzung durch Wahl ſtatt. 
$. 73. 
: Die zur Zeit der Ausführung diefer Ordnung im Amte ſtehenden Super: 
intendenten und Inſpektoren bleiben Superintendenten derjenigen Diözeſe, in deren 
Gebiet der Ort ihres ſeitherigen Amtsſitzes gelegen iſt. Für etwaige in Folge der 
neuen Ordnung entſtehende Ausfälle in ihren ſeitherigen Einnahmen ſind dieſelben 
zu entſchädigen. . 
Die Superintendenten der übrigen Diözeſen werden im erſten Beſtellungs— 
fall vom Landesherrn ohne Mitwirkung der Diözefangeiftlichen oder eines Synodal— 
organs ernannt. 


$. 74. 
Nachdem die Presbyterien einer Diözeſe gebildet find, iſt zur Bildung der 
Diözeſanſynode zu ſchreiten. Dabei üben die Superintendenten in Gemeinſchaft 
mit einem von dem Konſiſtorium ernannten weltlichen Beamten die Befugniſſe, 
welche die neue Ordnung dem Diözeſanſynodalvorſtande beilegt. 


$. 75. 

Sind ſämmtliche Diözeſanſynoden eingerichtet, jo erfolgen auf ihrer erſt— 
maligen Verſammlung die Wahlen zur Geſammtſynode. 

Bis zum Zuſammentritt der erſten Geſammtſynode werden die auf ihre 
Vorbereitung und Eröffnung bezüglichen Befugniſſe, ſoweit ſie der Geſammtſynode, 
ihrem Vorſtande oder Vorſitzenden obliegen, von dem Konfiftorium oder deſſen 
Präſidenten geübt. 

$. 76. 
„Die erſte ordentliche Geſammtſynode wird von dem Königlichen Kom- 
miſſarius eröffnet. 
N §. 77. f | 
Die zur Ausführung diefer Ordnung erforderlichen Anordnungen werden 


been * unter Genehmigung des Miniſters der geiſtlichen Angelegen- 


Or. 9103.) 


. 


Verzeichniß 


der 
für die evangeliſchen Kirchengemeinden im Bezirk des Konſiſtoriums zu 
Caſſel beſtehenden Diozeſanſynodalberbaͤnde. 
(F. 46 der Presbyterial- und Synodalordnung.) 


1) Marburg-Kirchhain-Frankenberg-Vöhl, umfaſſend die lutheriſchen Ge⸗ 
meinden der Stadt Marburg und die Klaſſen Frohnhauſen, Wetter, 
Kirchhain, Rauſchenberg, Frankenberg, ſowie das Dekanat Vöhl mit 
59 Pfarrſtellen, 

2) Fritzlar⸗Melſungen, umfaſſend die Klaſſen Gudensberg, Borken, Mel- 
ſungen, Spangenberg und Felsberg mit 52 Pfarrſtellen; 

3) Ziegenhain-Homberg, umfaſſend die Klaſſen Ziegenhain, Neukirchen, 
Treyſa, Homberg, ſowie die reformirte Gemeinde zu Marburg und die 
reformirte Klaſſe Frankenberg mit 50 Pfarrſtellen; 

4) Caſſel (Stadt) umfaſſend: 

a) die reformirte Diözeſe Caſſel mit 11 Pfarrſtellen, 
b) die lutheriſche Gemeinde zu Caſſel mit 3 Pfarrſtellen; 

5) Hofgeismar⸗Wolfhagen, umfaſſend die Klaſſen Grebenſtein, Trendel— 
burg, Gottsbüren, Wolfhagen und Zierenberg mit 48 Pfarrſtellen; 

6) Hersfeld-Rotenburg, umfaſſend die Inſpektur Hersfeld und die Klaſſen 
Rotenburg und Sontra mit 43 Pfarrſtellen; 

7) Hanau, umfaſſend die Stadt Hanau und die Klaſſen Bockenheim, Bergen, 
Bucherthal, Windecken mit 41 Pfarrſtellen; 

8) Caſſel⸗Witzenhauſen, umfaſſend die Klaſſen Ahna, Wilhelmshöhe, 
Kaufungen, Witzenhauſen und Lichtenau mit 38 Pfarrſtellen; 

9) Eſchwege, umfaſſend die Klaſſen Eſchwege, Allendorf und Waldkappel 
mit 38 Pfarrſtellen; 

10) Gelnhauſen-Schlüchtern, umfaſſend die Klaſſen Gelnhauſen, Meerholz, 
Schlüchtern und Schwarzenfels mit 35 Pfarrſtellen; 
11) . umfaſſend die Klaſſen Rinteln und Obernkirchen mit 24 Pfarr⸗ 
ellen 
12) Schmalkalden, umfaſſend die bisherige lutheriſche und die bisherige vefor- 
mirte Inſpektur Schmalkalden; 
13) Fulda-Hünfeld-Gersfeld mit 9 unirten und 6 lutheriſchen Pfarrſtellen. 
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